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Leben ist tödlich
Ein würdevolles und selbstbestimmtes Lebensende statt medizinischer Überversorgung
muss das Ziel von Gesundheitspolitik sein.
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Das Recht auf Leben von potenziell an Sars-Cov-2
Erkrankten ist laut Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn auch ein Grundrecht. Das hat er am 18.
November 2020 in der Bundestagsdebatte zum Dritten
Bevölkerungsschutzgesetz der Opposition
entgegengehalten. Diese Sicht bestimmt anscheinend
die politische Strategie im Umgang mit dem Virus
Sars-Cov-2 und der von ihm laut
Weltgesundheitsorganisation WHO ausgelösten
Krankheit Covid-19. Damit wird begründet, warum die
im Grundgesetz festgeschriebenen Rechte und
Freiheiten der Bürger seit Monaten massiv



eingeschränkt werden. Der Autor setzt sich in seinem
Beitrag mithilfe von vier Thesen mit der Aussage von
Spahn auseinander.

Im Durchschnitt der Jahre 2017 bis 2019 waren 3,28 Prozent der
Verstorbenen jünger als 50 (Tendenz gleichbleibend), 40,47 Prozent
zwischen 60 und 79 (Tendenz fallend) und 56,25 Prozent 80 oder
älter (Tendenz steigend). Die Sterblichkeit folgt Wellenbewegungen.
Die Verbreitung von Viren aller Art führt zu einer Erhöhung, aber
auch Hitzewellen mit daraus folgenden Belastungen für das Herz-
Kreislauf-System.

Die mit einer Covid-19-Infektion verstorbenen Patienten waren
(Stand: 20. November 2020) zu 4,69 Prozent unter 50, zu 30,36
Prozent zwischen 60 und 79 und zu 64,82 Prozent 80 Jahre oder
älter. Dies sind natürliche Vorgänge, und der Mensch ist dagegen
relativ machtlos. Selbst wenn ein alter Mensch ein Risiko
überstanden hat, kann er wenige Monate später an einer anderen
Ursache sterben. Das Leben ist lebensgefährlich, und es endet

Es gibt hierzulande circa 6,7 Millionen Mitbürger über 80 Jahre.
Jedes Jahr sterben 535.000 von ihnen und 745.000 kommen hinzu.
Bäume wachsen aber nicht in den Himmel und das Wachstum der
Altersgruppe 80+ wird eines Tages enden. Eine um etwa 200.000
Fälle jährlich erhöhte Sterblichkeit ist mittelfristig schon wegen der
Demografie unvermeidlich. Das wäre ein Anstieg um circa 20
Prozent. Alte Menschen sterben nicht nach Plan, nicht, weil eine
Uhr abläuft. Sie werden vielmehr krank, oder eine schon vorhandene
Krankheit verschlimmert sich. Krankheiten, die für junge Menschen
kein Problem wären, sind für die Alten lebensgefährlich. Das gilt
grundsätzlich für jede Krankheit.



immer mit dem Tode!

Kein Recht auf ein ewiges Leben

Der 2. Absatz von Artikel 2 des Grundgesetzes (Art. 2 Abs. 2 GG
(https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_2.html)) benennt
das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, gewährt aber
kein Recht auf ein ewiges Leben. Auch das Recht auf körperliche
Unversehrtheit ist keine Absicherung gegen Krankheiten oder
Unfälle. Das Risiko von Unfällen, Krankheiten oder höherer Gewalt
ist Teil des allgemeinen Lebensrisikos jedes Menschen, gegen das
der Staat die Bürger nicht wirksam schützen kann. Es handelt sich
nur um ein Abwehrrecht der Bürger gegen den Staat, der Leben und
Gesundheit nicht schädigen oder gefährden darf. Grundrechte
gelten immer nur als Recht des Bürgers gegen den Staat. Von ihm
gehen aber keine Gefahren für das Leben aus.

Das Sterben an einer Krankheit oder an den Folgen
eines Unfalls ist keine Grundrechtsverletzung.

Ein Staat kann niemals in der Lage sein, die Bürger vor solchen
Risiken zu schützen. Art. 2 Abs. 2 GG könnte dem Staat höchstens
verbieten, zusätzliche Risiken zu schaffen. Aber auch das wäre im
Einzelfall zu beurteilen. Würde man Art. 2 Abs. 2 GG für einschlägig
halten, dann würde das den Handlungsspielraum der Politik in einer
mit dem Rechtsstaatsprinzip nicht mehr zu vereinbarenden Weise
einengen.

Die Schließung eines unwirtschaftlichen Krankenhauses würde
wahrscheinlich zu zusätzlichen Todesfällen führen, wenn
irgendwann ein Kranker oder Verletzter den Transport in ein weiter
entferntes Krankenhaus nicht überlebt. Trotzdem wäre die
Schließung dieses Hauses eine normale politische Entscheidung und

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_2.html


nicht verfassungswidrig. Es kann auch kein Bürger verlangen, ein
zusätzliches Krankenhaus vor seiner Haustür zu bekommen. Wegen
der Absurdität einer solchen Forderung können Krankheiten und
natürliche Todesfälle keine Fälle sein, bei denen das Recht auf Leben
beeinträchtigt wäre.

Der Gesundheitsschutz kann nur als Staatsziel im Rahmen des
Sozialstaatsgebots verstanden werden. Danach soll der Staat auch
eine angemessene Gesundheitsvorsorge organisieren. Ein
unangemessener und übertriebener Gesundheitsschutz, der die
Wirtschaft überfordert und gesunde Menschen massenhaft in ihren
Grundrechten beeinträchtigt, kann dagegen nicht mehr mit dem
Sozialstaatsgebot gerechtfertigt werden.

Unbezahlbar: „Koste es, was es wolle“

Die WHO definiert Gesundheit als einen Zustand des vollständigen
körperlichen, geistigen, seelischen und sozialen Wohlbefindens. Ein
solcher Gesundheitsbegriff ist recht inflationär. Gesundheit ist
sicher mehr als die Abwesenheit von Krankheit. Ein Zustand des
vollständigen körperlichen, geistigen, seelischen und sozialen
Wohlbefindens ist erstrebenswert, doch wie gesund sich ein
Mensch fühlt, ist ebenfalls vom individuellen Empfinden abhängig.
Auch körperlich oder geistig behinderte oder alte Menschen, denen
es an vollständigem Wohlbefinden fehlt, können ansonsten gesund
und mit ihrem Leben zufrieden sein.

Das Streben nach sozialem Wohlbefinden kann meines Erachtens
nicht mehr unter Gesundheit subsumiert werden. Soziale Kontakte
können die Gesundheit fördern und soziale Isolation kann
krankmachen. Diese Aspekte zählen aus meiner Sicht aber ebenso
wenig zu den gesundheitlichen Problemen wie die Regelungen der
Straßenverkehrsordnung, die Unfallursachen erhöhen oder



reduzieren können.

Natürlich ist die WHO mit ihrer Verfassung nicht neutral, sondern
von den Interessen ihrer Financiers, der Mediziner- und
Pharmalobby, geleitet. In unserer Gesellschaft handeln auch Ärzte
immer mehr nach ökonomischen Gesichtspunkten. Als
Unternehmer wollen sie Umsatz machen.

90 Prozent Kranke sind ein Bombengeschäft für Ärzte
und Pharmakonzerne.

In dieser Industrie ist das Wachstum garantiert; man muss nur eine
neue Krankheit erfinden. Früher waren Kinder lebhaft, und sie
waren für ihre Eltern vielleicht anstrengend. Heute diagnostizieren
die Ärzte bei ihnen ADHS, dann werden sie mit Psychopharmaka
ruhig gestellt, und die Eltern haben ihre Ruhe. Nicht die Menschen
sind krank, sondern ein Gesundheitssystem, das solche Tendenzen
hervorbringt.

Und unser Gesundheitssystem wird immer teurer. 2018 lag
Deutschland bei den Kosten mit 11,2 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (= Wirtschaftsleistung) weltweit auf Platz 3,
hinter der Schweiz mit 12,2 Prozent und den USA mit 16,9 Prozent.
2015 war es mit 11,0 Prozent noch Platz 5, hinter Schweden mit 11
Prozent, der Schweiz mit 11,1 Prozent, den Niederlanden mit 11,1
Prozent — jetzt mit 9,9 Prozent nur noch auf Platz 11! hoffnungslos
unterversorgt? — und den USA mit 16,4 Prozent. Der Durchschnitt
der OECD-Länder lag 2018bei 8,8 Prozent beziehungsweise 2015 bei
8,9 Prozent (OECD 2019, Health at a Glance 2019: OECD Indicators,
OECD Publishing, Paris (https://doi.org/10.1787/4dd50c09-en), S.
153).

Bei der Entwicklung in Deutschland ist ein sehr interessanter
Zusammenhang zwischen der Anzahl der Ärzte und der Höhe der
jährlichen Ausgaben zu beobachten. Die Ausgaben steigen, weil es

https://doi.org/10.1787/4dd50c09-en


mehr Ärzte gibt! Die Ausgaben stiegen in den letzten neun Jahren
preisbereinigt um durchschnittlich 2,4 Prozent jährlich, die Anzahl
der approbierten Ärzte um 2,1 Prozent.

Seit 1992 (erste gesamtdeutsche Zahlen) ist die Zahl der
approbierten Ärzte um 60 Prozent (+ 20,5 Prozent
gegenüber 2010) gestiegen, die Ausgaben preisbereinigt
um 67 Prozent (+ 24 Prozent gegenüber 2010). Quelle:
Statistisches Bundesamt
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-
Umwelt/Gesundheit/Gesundheitsausgaben/Tabellen/ausg
abentraeger.html;jsessionid=%20E0CB2588B2E37CF0BFD75
748F6E69CF7.internet8742).

Aber waren wir 1992 wirklich unterversorgt? Sind die Menschen
massenhaft gestorben, weil es nicht genug Ärzte gab? In anderen
Branchen werden neue Produkte entwickelt, um das
Wirtschaftswachstum zu fördern. Erfinden die Mediziner neue
Krankheiten?

Geld regiert die Welt! Die Ärzte stellen ihre Diagnose, die Bürger
schlucken alles, und die Krankenkasse bezahlt! Müssten sie die

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Gesundheitsausgaben/Tabellen/ausgabentraeger.html;jsessionid=%20E0CB2588B2E37CF0BFD75748F6E69CF7.internet8742


Rechnung selbst bezahlen, würden sie nicht zum Arzt gehen, und in
vielen Fällen wieder gesund werden. Sie denken aber nicht daran,
dass sie die Rechnung über die Krankenkassenbeiträge am Ende
doch selbst bezahlen.

Mehr als die Summe von
Körperfunktionen

„Besonders aus den Erfahrungen der Alten- und Pflegeheime kann
man die Lehre ziehen, dass Leben mehr ist als die Summe von
Körperfunktionen, mehr als dahinvegetieren. Es braucht auch
Lebensinhalte und Lebensqualität, die gerade für die Bewohner von
Alten- und Pflegeheimen drastisch beschränkt wurden.“. Das war
die schriftliche Antwort des Autors zu den Leitfragen der Fraktionen
für die Enquete-Kommission 17/2 „Corona-Pandemie“ des Landtags
von Rheinland-Pfalz
(https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/2-35-17.pdf).

Wenn man das Recht auf Leben in diesem Sinne und in Verbindung
mit Art. 1 GG, die Menschenwürde betreffend, als Recht auf
Lebensqualität versteht, dann wird das Recht auf Leben aktuell
massiv eingeschränkt, ohne dass selbst das Ermächtigungsgesetz
vom 18. November 2020 (Einfügung von § 28a IfSG — zum Begriff
Ermächtigungsgesetz gibt es Aussagen des Wissenschaftlichen
Dienstes des Bundestages
(https://www.bundestag.de/resource/blob/407790/73e315cf2696
714d2451d7d4edf67519/wd-1-015-14-pdf-data.pdf) — das erlauben
würde. Auch hier muss der Staat nicht für Lebensqualität sorgen; im
Sinne eines Abwehrrechts darf der Staat die Lebensqualität seiner
Bürger aber nicht zerstören.

In Fortsetzung dieses Gedankens muss auch ein friedlicher und
würdevoller Tod vom Recht auf Leben geschützt sein. Der Tod

https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/2-35-17.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/407790/73e315cf2696714d2451d7d4edf67519/wd-1-015-14-pdf-data.pdf


bildet den Abschluss des Lebens. Der Staat muss nicht für einen
friedlichen und würdevollen Tod sorgen, er darf den Sterbeprozess
aber auch nicht stören oder künstlich verlängern. Auch ein
menschenwürdiges und selbst bestimmtes Lebensende sollte ein
Ziel der Gesundheitspolitik sein, obwohl der Tod isoliert betrachtet
das Gegenteil von Gesundheit ist. Eine medizinische
Überversorgung, insbesondere am Lebensende, darf dagegen kein
Ziel der Gesundheitspolitik sein. Weniger ist mehr!

Fachidiotie als Zeitgeist

In der Bibel steht in Psalm 90 Vers 12: „Lehre uns bedenken, dass wir
sterben müssen, auf dass wir klug werden.“ Der Mensch wird nicht
durch seinen Tod klug, aber durch Nachdenken. Die christlichen
Regierungsparteien haben sich gegen die Klugheit der Bibel
entschieden. Sie wollen in der angeblichen Pandemie jedes Leben
um jeden Preis retten und nicht über die Sinnhaftigkeit ihrer Politik
nachdenken. Auch Nicht-Christen sollten nichts dagegen haben, mit
oder ohne Gottes Hilfe durch Nachdenken klug zu werden.

Es ist nicht ungewöhnlich, wenn Politiker mit Scheuklappen durch
die Welt laufen und den Wald vor lauter Bäumen nicht sehen. Sie
lassen sich von Experten beraten, die in Denkfabriken herangebildet
wurden und die nur noch stromlinienförmig denken können. Früher
bezeichnete man solche Experten als Fachidioten. Querdenken und
über den Tellerrand der eigenen Fachrichtung hinaussehen,
entspricht aber nicht mehr dem Zeitgeist. Vielleicht gibt es aber
noch Menschen, die diese Fähigkeiten nicht verlernt haben.

Dieser Artikel erschien bereits auf www.rubikon.news.



Werner Müller ist Initiator der fünf lockdownkritischen
Professoren, die die Bundesregierung zu dem
Eingeständnis
(http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/194/1919428.pdf)
gebracht haben, dass sie im März nur auf Basis der
Situationsberichte des Robert Koch-Instituts über den
Lockdown entschieden hat. Wegen seiner Mitgliedschaft
im Verein von Professor Bhakdi wurde er für den 30.
Oktober 2020 zu einer Expertenanhörung der Enquete-
Kommission 17/2 „Corona-Pandemie“ des Landtags von
Rheinland-Pfalz eingeladen. Weitere Informationen unter
prof-mueller.net (https://www.prof-
mueller.net/corona/parlament/).
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